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Verkündet

am 270 Juli 1961“

I m, N a m e n “d e s V o l k e 8

In Sachen

Klägerg.und?Revisionsklägers‚-■

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der 100 Senat des Bundessozialgeriohts auf die

mündliche Verhandlung vom 27„ Juli 1961‚ an der.

mitgewirkt haben '

Senatspräsident Dr} T e s m e r
als Vorsitzender9

Bundesrichter ‘ S a u t t e r und

Bundesrichter Dr° B r 0 c k e

als weitere Berufsrichtery

Bundessozialrichter W i r s c h i n g_ und

Bundessozialrichterin B e c k e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Heesié

schen Landessozialgerichts in Darmstadt vom 130 Mai

1958 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno.
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Beim Kläger sind eine Bewegungseinschränkung im rechten

Schulter— und Ellbogengelenk9 Stecksplitter in der Leber, am

Hinterkopf und in der rechten Schultergegend sowie eine

chronische Heiserkeit als Schädigungsfolgen anerkannt° Die

hierdurch bedingte Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) war
zunächst mit 40 voH„ bewertet werdena Später kam es'durch die

Bildung von Abszessen und Fistelungen im Bereich der rechten

Schulter und einer dadurch hervorgerufenen Kreislauflabili—
tät zu einer Verschlechterung des Gesundheitszustandes des

Klägers° Daraufhin gewährte ihm das Versorgüngsamt (VersorgA)

durch Bescheid vom 23„ September 1949 ohne Änderung der Lei—

densbezeichnung vom 10 Mai 1949 an eine Versorgungsrente'

nach einer MdB um 60 voHo Durch Umanerkennungsbescheid vom

30, November 1951 wurde diese Rente ohne ärztliche Nachun—

tersuchung auch nach dem am 10 Oktober 1950 in Kraft getrete—

nen Bundesversorgungsgeset2n„ (BVG) festgestellte In einem
auf 5 86 Abs„ 3 BVG gestützten Neufeststellungsbescheid vom

150 Mai 1952 bewertete das VersorgA Marburg die schädigungs—

bedingte MdB des Klägers Vom 10 Juli 1952 an wieder mit 40

VQH° und kürzte dementsprechend die dem Kläger gewährte Ver—

sorgungsrenteo Zur Begründung führte das VersorgA aus9 die '

im März 1952 durchgeführten ärztlichen Untersuchungen hätten

ergeben9 daß die im Bescheid vom 235 September 1949 anerkann—

te Verschlimmerung restlos abgeklungen seio Von Seiten des '

Kreislaufs und des Herzens bestehe keine MdB mehr; es sei

seit Frühjahr 1951 im Bereich der rechten Schulter auch
nicht mehr zur Bildung von Abszessen gekommen° Am 27„ April

1954 erklärte der Sitzungsvertreter des Beklagten in einer

mündlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht (SG) Marburg9
"er nehme den Neufeststellungsbescheid zurück"o Zuvor hatte

der in dieser Verhandlung gehörte ärztliche Sachverständige

die Bewertung der schädigungsbedingten MdB mit 40 V„H_° als

richtig bezeichnet„ -

In dem wiederum auf € 86 Abs° 3 BVG gestützten Bescheid vom"
...3_
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10° Juli 1954 stellte der Beklagte erneut fest, daß durch

die Schädigungsfolgen die Erwerbsfähigkeit des Klägers nur

um 40 V„H° gemindert sei° Er setzte — nunmehr mit Wirkung

vom 1° September 1954 an — die Rente des Klägers dementspre—

chend neu fest„ Widerspruch und Klage gegen diesen Bescheid

hatten_keinen Erfolg° Durch Urteil vom 13. Mai 1958 hat

das Landessozialgericht (LSG) auch die vom Kläger einge—
legte Berufung als unbegründet zurückgewiesen° ‘ ' .

Bei seiner Entscheidung ist das LSG davon ausgegangen‚ daß

der Sitzungsvertreter des Beklagten den Bescheid vom 15°

Mai 1952 nur deshalb zurückgenommen habe, weil er in Über—

einstimmung'nit dem SGder Ansicht gewesen sei, dieser
Bescheid sei fehlerhaft‚ da er die in 9 62 Abs° 1 BVG für

einen Neufeststellungsbescheid festgelegte Voraussetzung —
Ablauf von zwei Jahren — nicht erfülle° Daher habe der Be—

klagte nicht die Berechtigung verwirkt, den angefochtenen
Bescheid vom 104 Juli 1954 auf 9 86 Abs„ 5 BVG zu stützen

und die Versorgungsbezüge des Klägers ohne den Nachweis

einer Änderung der Verhältnisse neu festzustellene Der Be—

scheid v0m 10° Juli 1954 sei rechtmäßig, weil die MdB des
Klägers mit 40 v..H° auch unter Berücksichtigung des vor

der Schädigung ausgeübten Berufs eines Schreiners richtig

bewertet worden sei° Er habe daher nicht mit Erfolg ange—

fochten werden können°

Das LSGhat die Revision zugelassen°

Gegen das am 25° Juni 1958 zugestellte Urteil hat der Klä—

ger am 3° Juli 1958 beim Bundessozialgericht (BSG) Revision

eingelegt; er beantragt7

den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des Hessi—

schen LSGvom 13„ Mai 1958, des Urteils des" so Marburg
vom 60 Juli 1955, des Widerspruchsbescheides vom

20„ November1954unddesBescheidsvom10„ Juli
1954 zu verurteilen, ihm wegen der anerkannten Schä—

digungsfolgen auch über den 31° August 1954 hinaus
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Rente n-ch einer MdB um 60 V9H° weiterzugewähren9

hilfsweise,
_

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Hessische LSG zurückzuverweisen°

Er rügt die Verletzung des 5 86 Abs° 3‚ weil der Beklagte
durch die Rücknahme des Bescheids vom 15" Mai 1952 sich des
_Rechts begeben habe, erneut einen auf diese Vorschrift ge—

stützten Bescheid zu'erlassen° Da der Beklagte den Bescheid.

vom 15°.Mai 1952 zurückgenommen und die Rente nach einer

MdE um 60 voH„‚weitergezahlt habe9 obgleich er von dem Ergeb—

nis einer Nachuntersuchung Kenntnis gehabt habe‚ sei die

Rentensahlung nicht mehr ausschließlich auf Grund einer ohne.

Nachuntersuchung übernommenen früheren Rentenfeststellung er—

folgt° Das Recht-des Béklagten, eine Neufeststellung der Ver—

sorgungsbezüge nach 5 86 Abso 3 BVG durchzuführen‚ sei mitv
dem Erlaß des ersten auf diese Vorschrift gestützten Beschéi—

des erloschen° Ziel der gesetzlichen Regelung sei es gewe—

sen, nach Inkrafttreten des BVG möglichst bald eine Beruhi—

gung der Lage eintreten zu lassen° Dieses Ziel würde aber

vereitelt werden‚ wenn der Versorgungsverwaltung das Recht

eingeräumt würde,7 mehrmals einen auf 5 86 Abs° 3 BVG ge—
stützten Bescheid zu erlassen„ Der angefochtene Bescheid las—

se sich aber auch nicht in einen Neufeststellungsbescheid_

nach-ä 62‘Abs° 1_BVG umdeuten, weil der Bescheid dadurch in

seinem Wesensgehalt verändert und er als der'Betroffene in}

seiner Rechtsverteidigung beeinträchtigt werde„ Im übrigen

liege auch eine wesentliche Änderung der Verhältnisse nicht

vor; die 1952 eingetretene Besserung sei nur vorübergehend .

gewesen; im November 1956 hätten die als Schädigungsfolgen

anerkannten Stecksplitter zu einer allgemeinen Sepsis ge—
führt„

Der Beklagte hat beantragt, die Revision als unbegründet

zurückzuweisen; er hält das angefochtene Urteil für zutref—

fend°

Die durch Zulassung statthafte Revision (5 162 Abs„ 1 Nr° 1
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des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet werden (5$ 164„ 166 Abs° 1 SGG) und

damit zulässig° Sie konnte jedoch keinen Erfolg haben°

Die Beteiligten streiten darüber‚ ob der Beklagte berech—
tigt war, die Rente des Klägers mit einem auf & 86 Abs° 3
BVG gestützten Bescheid zu kürzen, obgleich er vorher ei—

nen auf dieselbe Vorschrift gestützten Bescheid aufgehoben
hattea Der 5 86 Abs° 3 BVG in der im Zeitpunkt der Bescheid-
erteilung geltenden und hier anzuwendenden Fassung beeagte‚

daß in den Fällen, in denen die-Rente Beschädigter nach dem
BVG ohne ärztliche Nachuntersuchung unter Übernahme des

bisher anerkannten Grades der MdB festgestellt worden ist‚

eine Neufeststellung der Rente binnen vier Jahren nach

lnkrafttreten des BVG nicht von einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse abhängt (<}86 Abs„ 3 BVGidF der 2„ Novel—
le vom 7° August 1953 — BGBl I 862 —-)° Der Kläger ist der

Ansicht, die Zahlung der Rente nach einer MdB um 60 V„H°

sei nicht mehr ausschließlich auf Grund einer ohne Nachun—

tersuchung übernommenen früheren Rentenfeststellung erfolgt,

nachdem der Beklagte in Kenntnis des Ergebnisses einer Nach—
untersuchung den Bescheid vom 15° Mai 1952 aufgehoben und
die früher festgestellte Rente unverändert weitergezahlt
habe; schon aus diesem Grunde habe der Beklagte den ange-

fochtenen Bescheidnicht mit Erfolg auf @86 Abs.,3 BVG
stützen können° Diese Ansicht ist unzutreffend°

Wie sich aus seinem Vortrag ergibt‚ sieht der Kläger im Zu—

sammenwirken der Aufhebung des Neufeststellungsbescheides

vom 15° Mai 1952 und der unveränderten Weiterzahlung der

im Umanerkennungsbescheid vom 30° November 1951 festgestell—

ten Rente eine Neuvornahme der Feststellung und damit einen

die Rente neu‚'wenn auch in alter Höhe festsetzenden Ver— }

waltungsakt„ Verwaltungsakte — auch LS° des Sozialrechts —
sind Maßnahmen, die von einer mit den Aufgaben der öffent—

lichen Verwaltung betrauten deutschen Stelle zur Regelung

eines Einzelfalls auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts
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getroffen werden (vng Peters/Sautter/Wolff‚ Kommoz„8gb„‚

‘SGG5 54 Anm„ 2b; Mellwitzy see Ein1„ so 67)„ Rentenzahlun—
gen erfolgen nur in Ausführung eines bereits bestehenden

Verwaltungsakts oder Besoheidsn Sie sind deshalb keine Ver—

waltungsakte, wie auch Vorbereitungshandlungen der Verwalé

tung keinen Verwaltungsakt darstellen (zur Eigenschaft der

Vorbereitungshandlungen;nu vgl° Forsthoff9 Lehrbuch d° Ver—

waltungsrechts, Bd„ I9 7° Aufl° 1958, 182 ff)° Mithin stellt

die in Ausführung des Umanerkennungsbescheides vom 500

November 1951 erfolgte unveränderteVWeiterzahlung einer Ver—

sorgungsrente nach einer MdB um 60 V„H° für sich selbst kei—

nen den alten Verwaltungsakt jeweils bestätigenden neuen Vers

waltungsakt'dar„ ‘

Entgegen der vom Kläger vertretenen Auffassung wird hieran

aber-auch'durch die Aufhebung des Neufeststellungsbesoheides

vom 15° Mai 1952 nichts geändert° Selbst wenn die Aufhebung

dieses Bescheides.als Verwaltungsakt angesehen wird? so hat—

te sie doch nicht die Wirkung9 daß damit die Rente des Klä—

gers auf Grund einer Nachuntersuchung neu festgestellt wur—

de° Sie beschränkte sich vielmehr auf die Beseitigung des

vom Sitzungsvertreter des Beklagten in Übereinstimmung mit'

dem SG für fehlerhaft angesehenen Bescheides vom 15° Mai

1952, enthielt jedoch nichts, was als Neufestsetzung der
Rente angesehen werden könnte„ Durch diese vom SitzungSVer—

treter des Beklagten als Rücknahmeßt also Aufhebung eines

fehlerhaften Bescheides (zur Terminologie bei Aufhebung von‘

Verwaltungsakten vglo Forsthoff aaO, 238 ff)
— bezeichnete'

Aufhebung trat ebenso zwangsläufig der vor Erlaß des Beschei—

des vom 15° Mai 1952 bestehende Zustand wieder ein, wie er
auch bei Aufhebung dieses Bescheides durch das Gericht ohne

Tätigwerden der Verwaltung wiederhergestellt worden wäre°

Das bedeutet, daß die ohne ärztliche Nachuntersuohung er—

folgte Feststellung der nach dem BVG zu zahlenden Versor—

gungsrente im Umanerkennungsbescheid vom 30° November 1951

wieder wirksam wurde„ Da in diesem Umanerkennungsbesoheid

- 7 _
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die Rente des Älägers ohne ärztliche Nachuntersuchung unter
Übernahme des bisher anerkannten Grades der MdB festgestellt\

war, durfte die Versorgungsverwaltung gemäß 5 86 Abs° 3 BVG

am 10, Juli 1954 diese Rente entsprechend den Ergebnissen
der im März 1952 durchgeführten Nachuntersuchung neu feststel—

len, wenn dem nicht anderweitige Rechtssätze entgegenstanden°

Derartige Reohtssätze sind im BVG nicht enthalten° Das Ge—
‘sétz fordert lediglich, daß die Neufeststellung innerhalb
von vier Jahren seit Inkrafttreten des BVG durchgeführt wird°

Diese Voraussetzung war_sowöhl für den ersten, nicht rechts—

wirksam gewordenen, als auch für den zweiten, in diesem

Verfahren angefochtenen_3escheid erfüllt° Zwar bleibt es
für gewöhnlich bei Erlaß nur eines auf @ 86 Abs° 3 BVG ge—
stützten Bescheides„ Bei Wirksamwerden dieses Bescheides

werden neue Feststellungen getroffen° Der Bescheid wird da—

mit für den Geltungsbereich des BVG rechtsverbindlich und

kann daher nur bei wesentlicher Änderung der Verhältnisse

abgeändert oder ohne diese Änderung berichtigt werden, Das

schließt aber nicht aus, daß die Verwaltung in den Fällen,

in denen der erste auf 5 86 Abs, 3 BVG gestützte Bescheid -
von der Verwaltung selbst oder vom Gericht — aufgehoben wird,

erneut einen auf dieselbe Vorschrift gestützten Bescheid

erlassen darf (vgl° BSG 12, 16,20 zur Wiederholung eines auf

5 62 BVG gestützten aufgehobenen Besoheides)° Entgegen der

tom Kläger geäußerten Rechtsansicht führt also der Erlaß

eines auf 5 86 Abs. 3 BVG gestützten Bescheides nicht zum
Erlöschen dieses der Verwaltung eingeräumten Rechts, wenn
der Bescheid später aufgehoben und damit nicht rechtswirksam

bleibt, Nach dem Wortlaut des Gesetzes konnte das Recht,

eine Neufeststellung der Versorgungsbezüge ohne den Nach—

weis einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse durchzu—
führen, in derartigen Fällen grundsätzlich nicht durch die

Handlungen der Verwaltung, sondern nur durch den Ablauf der
_

VierjahreSfrist erloschen, Die Ansicht des Klägers, daß auf

Grund der Verhaltensweise der Versorgungsverwaltung das Neu—

feststellungsrecht unter Umständen vor Ablauf dieser Frist
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erlösohen könne, findet im Gesetz keine Stütze°

Der vorliegende Fall würde aber selbst dann keine Veranlassung

bieten‚ das vorzeitige Erlöschen des Neufeststellungsrechts
anzunehmen? wenn diese Möglichkeit etwa aus allgemeinen

Grundsätzen des Verwaltungsrechts gegeben wäre„ Das Vom Ge—

setz eingeräumte Recht der Verwaltung könnte nur in Ausnahme—

fällen erlöschen‚ die denen ähnlich sein müssen‚ in denen im

Zivilrecht nach den Grundsätzen von Treu und Glauben eine

Verwirkung von Rechten eintritt° Diese Voraussetzungen sind

hier jedoch nicht erfüllt„ Eine Verwirkung und damit auch

ein Erlöschen eines der Verwaltung durch das Gesetz einge—

räumten Rechts setzt mehr voraus als das —
möglicherweisev

fehlerhafte — Verhalten des Inhabers dieses Rechteso Es

setzt voraus, daß.der Inhaber eines Rechts sich so verhält9

daß der andere Teil9 gegen den dieses Recht gerichtet ist‚

aus dem vorhergehenden Verhalten entnehmen mußte und auch
tatsächlich entnommen und sich entsprechend eingerichtet hat,

daß das zustehende Recht nicht mehr geltend gemacht werden

solle (vgla BAG in NJW 1958, 1988)„

Es kann dahingestellt bleiben, was der Kläger aus dem Handeln

der Versorgungsverwaltung subjektiv entnommen hat° Objektiv

durfte er aus diesem Verhalten nach den vom LSG getroffenen9

mit der Revision nicht angegriffenen und damit für das BSG

nach @163 SGGverbindlichen Feststellungen nur entnehmen9
daß der Neufeststellungsbescheid vom 15„ Mai 1952 deshalb

"zurückgenommen" wurde9 weil gegen seine Rechtmäßigkeit inso—

■ern Bedenken geäußert wurden, als bis zu seinem Erlaß der

Umanerkennungsbescheid noch keine zwei Jahre vorhanden war°

Der Kläger mußte aber damit rechnen und sich demnach darauf

einstellen, daß ein neuer Bescheid ergehen würde‚ sobald dig

se Bedenken nicht mehr durchgreifen konnten° Er durfte aus

dem Verhalten der Versorgungsverwaltung keineswegs den Schluß

ziehen9 daß diese ihm eine Versorgungsrente nach einer MdB

um mindestens 60 V„H„ auch in Zukunft unverändert weiter—

zahlen würde°
.__'.9 ‚_
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Da—hiernach der Erlaß des auf 5‘86 Abs„ 3 BVG gestützten Neu—
feststellungsbescheides vom 10° Juli 1954 nicht rechtswidrig

war, konnte dahingestellt bleiben, ob dieser Bescheid sich

nicht auch mit dem Eintritt einerwesentlichen Besserung i„s„

des 5 62 Abs 1 BVG hätte begründen lassen Die Voxinstanzen

haben in jedem Fall zu Recht die Klage ab— und die Berufung

zurückgewiesen„ Die Revision konnte daher keinen Erfolg

haben-undawar nach 5 170 Abs° 1 SGG als unbegründet zurück—
zuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5.193 SGG„
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